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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Dr. STEININGER als Vorsitzenden und den Richter Mag.
LEITNER und den fachkundigen Laienrichter Mag. SOMMERHUBER als Beisitzer tUber die Beschwerde von XXXX , geb.
XXXX , gegen den Bescheid des Sozialministeriumservice, Landesstelle Salzburg, vom 6.8.2020, ZI. OB: XXXX in
nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird gemal3 8 28 Abs 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG),BGBI. | Nr. 33/2013 idgF iVm §
1 Abs 2, 8§ 40 Abs 1,8 41 Abs 1, § 42 Abs 1 und 2, § 43 Abs 1, § 45 Abs 1 und 2, 8 47 Bundesbehindertengesetz (BBG),
BGBI. Nr. 283/1990 idgF iVm 8 1 Abs 2 Z 3 der Verordnung des Bundesministers fur Arbeit, Soziales und
Konsumentenschutz Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen, BGBI. Il Nr. 495/2013 idgF,
als unbegrindet abgewiesen und aufgrund des ermittelten Sachverhaltes festgestellt, dass die Voraussetzungen
hinsichtlich der Zusatzeintragung ,Unzumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung” in den Behindertenpass iSd zitierten Bestimmungen des BBG
nicht vorliegen.

B)
Die Revision ist gemal Art 133 Abs 4 Bundesverfassungsgesetz (B-VG),BGBI. Nr. 1/1930 idgF nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
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I. Verfahrensgang:

Der Beschwerdefihrer (im Folgenden ,BF” bzw. ,bP" genannt) beantragte mit Schreiben vom 19.8.2019, am 22.8.2019

bei der belangten Behorde (folglich ,bB” bezeichnet) einlangend, die Neufestsetzung des Grades der Behinderung.

Mit weiterem Schreiben vom 2.6.2020, am 5.6.2020 bei der belangten Behoérde einlangend, begehrte der BF die
Vornahme der Zusatzeintragung ,Unzumutbarkeit der Benultzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter

Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung” in den Behindertenpass.
Der BF brachte zur Untermauerung seiner Vorbringen arztliche Schreiben in Vorlage.

Am 4.11.2019 wurde der BF durch Dr. XXXX , Arztin fir Allgemeinmedizin, klinisch untersucht und erbrachte das am
11.11.2019 vidierte Gutachten im Wesentlichen nachstehendes Ergebnis:

Anamnese:

rez. fieberhaften Nierenbeckenentziindungen bei Selbstkatheterismus

Einzelniere links mit chron. fixierter Hydronephrose,Chronische Niereninsuffizienz

Blasenstoma (Z.n. Blasenaugmentation und Appendikostoma als Kind)

Rotationsskoliose der LWS, Lumbago und 2 halb angelegten Wirbel, Beinlangendifferenz: li -1cm,

bekannte Analkanalstenose, 2 malige Darmoperationen wegen einem Enddarm Durchbruch im Rahmen der taglichen
Einlaufe (21.02.2016 Anlage einer dopplelldufigen Transverstoma, Kolonresektion 19.05.2016)

Derzeitige Beschwerden:

Seit Geburt besteht eine komplexe urogenitale und anale Missbildung, sowie eine Rotationsskoliose und eine
Wirbelkorperfehlbildung mit Beinlangendifferenz (-1cm links). Es ist nur eine Niere angelegt, und der Harn wird Uber
einem kunstlichen Nierenausgang abgefuhrt. Haufigen Nierenbeckeninfekte fihren immer wieder zu stationdren
Aufenthalte mit intravendser Antibiotikadauertherapie. Stuhlgang ist nur mit Einlauf moglich, welcher jeden 2.Tag
erfolgt. Bei einer der Einldufe ist es zu einer Darmperforation gekommen, mit einem langwierigen und komplizierten
Heilungsverlauf unter stationdren Bedingungen. Haufige Krankenstdnde und die erschwerte Belernbarkeit haben
immer wieder zu Abbriichen von Arbeitsverhdltnissen gefuhrt. Seine letzte Einstellung als Hilfsarbeiter war
Uberwiegend auf dem Bau, was starke Beschwerden am Bewegungsapparat zur Folge hatte und die schwierig
gestaltbare Selbstkatheterisierung hat viel Nierenbecken Infektionen ausgeldst. Er leidet unter dauerhaften
Kreuzschmerzen, die in beide Beine ausstrahlen und episodisch, bei Arbeitsbelastung stark zunehmen. Er kdnne
wegen seinen Nieren- und Darmproblemen nur sehr begrenzt Schmerzmittel einnehmen, bemuihe sich mit
Fitnessstudio die Beschwerden zu beherrschen. Seit der Darmoperation 2016 schaue er auf die Erndhrung und passe
bei den Einldufen auf, es seien schwere postoperative Komplikationen damals nach der Perforation gewesen. er sei

lange Zeit richtig krank gewesen.

Behandlung(en) / Medikamente / Hilfsmittel:

DITROPAN, MEXALEN

Zusammenfassung relevanter Befunde (inkl. Datumsangabe):

2009 Aktengutachten Dr XXXX : Urogenitale Misbildung und Nephrostoma 50%, Stufensteigerung durch ADHS (30%).

2019.07 XXXX : Pyelonephritis links, rez. fieberhaften Pyelionephritiden bei Selbstkatheterismus, Einzelniere links mit
chron. fixierter Hydronephrose G |Il, Z.n. Blasenaugmentation und Appendikostoma (als Kind), Chronische
Niereninsuffizienz, benigne Raumforderung der Harnblase in der Nahe des linken Ureterostiums mit

Plattenepithelmetaplasie,
Rotationsskoliose der LWS, Lumbago bei WS Skoliose

bekannte Analkanalstenose, Z.n Anlage einer dopplelldufigen Transverstoma wegen einer retroperitonealen
Rektumperforation im Rahmen der taglichen Einldufe 21.02.2016 - Z.n Kolostomarlckoperation mit einer
Kolonresektion (9.05.2016)

2014.01 Flag Gutachten Dr XXXX : komplexe kaudale Missbildung



Richtsatzposition: 080107 Gdb: 060% ICD: G83.4

bei Einzelniere, Nephrostomie, mechanischer Darmentleerung mittels Einlauf
kongenitale Skoliose mit multiplen Halswirbeln Gdb: 040%

ADHS, Intelligenzminderung 050%, keine vollstandige Unabhangigkeit, ausgepragtes ADHS-Syndrom
Gesamtgrad der Behinderung: 70 vH

Untersuchungsbefund:

Allgemeinzustand:

gut

Ernahrungszustand:

Gut

Klinischer Status - Fachstatus:

Das Entkleiden des Oberkorpers erfolgt selbststandig. Die Wirbelsdule ist stark skoliotisch verkrimmt, Die Schulter
rechts hochstehend. Keine Druckschmerzen Uber den Dornfortsatzen der Wirbelkdrper. Die paravertebrale
Muskulatur im Bereich der Halswirbelsaule und oberen Brustwirbelsaule ist beidseits verhartet. Die Trapezius-
Muskulatur ebenfalls beidseits verhartet.

BWS: Ott: 30/32 cm,Fingerkuppen-Bodenabstand 10 cm. Im Stehen Beckenschiefstand, im Liegen Beinlangendifferenz
links -1,5cm. Lasegue beidseits negativ, auch keine Schmerzangaben beim Test im Bereich der Wirbelsaule.

An den oberen Extremitaten wird rechts eine leichte Einschrankungen der Beweglichkeit angegeben, links alle Gelenke
frei beweglich, Nackengriff, Schultergriff, Gegenschultergriff, Schirzengriff konnen vorgezeigt werden, Durchblutung
und Sensibilitat ungestort.

Untere Extremitaten:

Die zu Untersuchende tragt Konfektionsschuhe. Barful3 zeigen sich beidseits SpreizfifRe, die Beinachsenstellung ist
rechts diskret valgisch. Keine Druckschmerzen Uber den Hiftgelenken. Bewegungsumfang der Huftgelenke beidseits
nicht eingeschrankt, kein Stauchungschmerz.

Kniegelenke: an beiden Kniegelenken keine wesentlichen Druckschmerzen. Bewegungsumfang beidseits nicht
herabgesetzt. An beiden Kniegelenken kein Gelenkserguss, die Gelenke sind bandstabil.

Sprunggelenke: unauffallig. Die Zehenbeweglichkeit frei. Grob neurologische Untersuchung unauffallig. Durchblutung
und Sensibilitat ungestort.

Herz-/ Lungen Auskultatoins- und Perkussionsbefund Unauffallig,

Bauch weich, keine Hepato-Splenomegalie. Nephrostoma rechter Unterbauch, nicht entzindet, multiple Narben:
handtellergro rechter unterer Quadrant, paramediane Narbe.

Gesamtmobilitat - Gangbild:

leicht links hinkend, Zehenstand, Zehengang, Fersenstand, Fersengang konnen vorgezeigt werden. Einbeinstand ist
rechts und links moglich. Einbeinspringen kann vorgezeigt werden.

Status Psychicus:

euthym, freundlich zuvorkommend und zugewandt und geordneter Gedankengang
Ergebnis der durchgefihrten Begutachtung:

Lfd. Nr.

Bezeichnung der korperlichen, geistigen oder sinnesbedingten Funktionseinschrankungen, welche voraussichtlich
langer als sechs Monate andauern werden:

Begrindung der Positionsnummer und des Rahmensatzes:

Pos.Nr.



Gdb %
1
Einzelniere, kinstliche Harnableitung nach AulRen

mittlerer Rahmensatz, da haufig Nierenbeckenentziindungen, bei unter normalen Bedingungen guter
Versorgungsmoglichkeit, keine Abdichtungsprobleme

08.01.03

60

2

gZ.,Misbildung des Darmes schweren Grades, mit mechanischer Darmentleerung mittels Einlaufen.
unterer Rahmensatz, da keine Gedeih- und Entwicklungsstérungen

07.04.09

50

3

Rotationsskoliose der Wirbelsaule mit multiplen Halswirbeln, mit Beinlangendifferenz - Funktionseinschrankungen
mittleren Grades

oberer Rahmensatz, da anhaltende Beschwerden mit episodischer Verschlechterung
02.01.02

40

4

ADHS, Teilleistungsschwachen geringen Grades

oberer Rahmensatz, da erschwert beschulbar.

03.01.01

20

Gesamtgrad der Behinderung 80 v. H.

Begrundung fur den Gesamtgrad der Behinderung:

Der GdB N°1 wird durch N°2 und 3 um jeweils eine Stufe angehoben wegen Erheblichkeit. Keine Stufensteigerung
durch N°4, da keine ungunstige wechselseitige Leidensbeeinflussung.

Folgende beantragten bzw. in den zugrunde gelegten Unterlagen diagnostizierten Gesundheitsschadigungen erreichen
keinen Grad der Behinderung:

benigne Raumforderung der Harnblase in der Nahe des linken Ureterostiums mit Plattenepithelmetaplasie
Stellungnahme zu gesundheitlichen Anderungen im Vergleich zum Vorgutachten:

Die in Vorgutachten fuhrende Position (Urogenitale MiRbildung, Einzelniere, mit Selbstkatheterisierung) ist im
klinischen Erscheinungsbild unverandert. Die mechanische Darmentleerung hat zu weiteren Komplikationen gefuhrt,
mit einer weiteren Darmoperation, und Beeintrachtigung der Funktionalitdit. Das ADH Syndrom hat sich im
Arbeitsleben deutlich verbessert. Die Beschwerden durch die schwere Skoliose mit der gestiegenen korperlichen
Belastung hat zugenommen, ohne funktioneller Beeintrachtigung.

Begriindung fiir die Anderung des Gesamtgrades der Behinderung:
Das gesondert bewertete Darmleiden fuhrt zu einer Steigerung der GdB von 70 auf 80%.

1. Zumutbarkeit der Benutzung o6ffentlicher Verkehrsmittel - Welche der festgestellten Funktionsbeeintrachtigungen
lassen das Zurlcklegen einer kurzen Wegstrecke, das Ein- und Aussteigen sowie den sicheren Transport in einem
offentlichen Verkehrsmittel nicht zu und warum? Keine. Die erforderliche Gehstrecke kann angemessen zurlckgelegt



werden, ebenso das muhelose Ein- und Aussteigen, sowie die sichere Beforderung mit anhalten, in offentlichen
Verkehrsmitteln.

2. Zumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel - Liegt eine schwere Erkrankung des Immunsystems vor?

nein

Folglich wurde dem BF der Behindertenpass ausgestellt und mit Schreiben vom 9.6.2020 gem.8 45 Abs. 3 AVG das
Ergebnis der Beweisaufnahme mit der Mdglichkeit zur Stellungnahme Ubermittelt (im Verfahren zur beantragten
Zusatzeintragung).

Mit am 13.7.2020 datierter Stellungnahme legte der BF dar, dass die Wegstrecke fur den BF bewaltigbar ist. Auch ist ein
sicheres Befordern inklusive Anhalten und Aussteigen moglich, dies allein bedingt jedoch nicht den Antrag
abzulehnen, da er aufgrund seiner Erkrankung und der damit zusammenhangenden speziellen HygienemalRnahmen
auf den PKW zuruckgreifen musse und die standige Infektionsgefahr, welche bei 6ffentlichen Verkehrsmittel gegeben
ist, das eigentliche Problem sei. So stellt - wie im Gutachten zutreffend ausgefuhrt - jede Harnwegsinfektion und die
damit verbundene gesundheitliche Gefahrdung seiner einzigen Niere ein hohes Risiko dar, zumal in Bus oder Bahn der
Hygienestatus sehr niedrig sei. AbschlieBend fuhrte der BF aus, dass er einen erhdhten Hygieneaufwand betreiben
muss, um sich gesundheitlich halbwegs stabil zu halten.

Eine am 27.7.2020 durch Dr. XXXX , FA fur Chirurgie, ergdnzende gutachterliche Stellungnahme erbrachte im
Wesentlichen nachstehendes Ergebnis:

Antwort(en):
Betreff:

Vornahme der Zusatzeintragung ,Unzumutbarkeit" Stellungnahme Parteiengehor gern. 8 45 des AVG. Siehe
Einwendung in den Unterlagen.

Gutachterliche Stellungnahme:

Herr XXXX hat ein Nephrostoma im rechten Unterbauch. Da dieses in der Offentlichkeit von der Kleidung bedeckt ist,
ist der Einwand der schlechten hygienischen Bedingungen in einem 6ffentlichen Verkehrsmittel nicht nachvollziehbar.
Die notwendigen HygienemalRnahmen kdnnen daher auch in einem 6ffentlichen Verkehrsmittel eingehalten werden.
Warum ein Behindertenparkplatz zur Selbstkatheterisierung notwendig ist, kann medizinisch nicht nachvollzogen
werden. Dieses Procedere kann auf jeden anderen Parkplatz genauso durchgefihrt werden. Ebenso ist die
Katheterisierung vor Antritt der Fahrt mit einem &ffentlichen Verkehrsmittel méglich. Aus medizinischen Griinden ist
daher die Eintragung der Unzumutbarkeit bzw. Ausstellung eines Parkausweises derzeit nicht indiziert.

Erstellt am: 27.07.2020 von Dr. XXXX
Mit im Spruch bezeichnetem Bescheid wurde der Antrag des BF auf Vornahme der Zusatzeintragung abgewiesen.

Dagegen erhob der BF binnen offener Frist das Rechtsmittel der Beschwerde und begriindete diese im Wesentlichen
gleichlautend mit der oben zitierten Stellungnahme.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1.0. Feststellungen (Sachverhalt):

Es konnte nicht festgestellt werden, dass der BF die Voraussetzungen fir die Vornahme der beantragten
Zusatzeintragung erbringt.

2.0. Beweiswurdigung:
2.1. Zum Verfahrensgang:

Der oben unter Punkt I. angefiihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen
Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten der bB und des vorliegenden Gerichtsaktes des
Bundesverwaltungsgerichtes.

Der oben unter Punkt I.1. festgestellte Sachverhalt beruht auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht auf
Grund der vorliegenden Akten durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens.


https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/45

Die Feststellungen zu den allgemeinen Voraussetzungen ergeben sich durch Einsicht in das zentrale Melderegister

sowie die sonstigen relevanten Unterlagen.

2.2. Aufgrund des vorliegenden Verwaltungsaktes ist das ho. Gericht in der Lage, sich vom entscheidungsrelevanten
Sachverhalt im Rahmen der freien Beweiswurdigung ein ausreichendes und abgerundetes Bild zu machen. Die freie
Beweiswurdigung ist ein Denkprozess der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer
Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, fiihrt. Der
Verwaltungsgerichtshof fuhrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswulrdigung nur dann als
erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und sichere
Anhaltspunkte fir eine derartige Schlussfolgerung liefern (VwWGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf,
Handbuch des 6sterreichischen Verwaltungsverfahrens, 5. Auflage, 8 45 AVG, E 50, Seite 305, fuhren beispielsweise in
Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom 29.02.1987, Zahl 13 Os 17/87, aus: ,Die aus der gewissenhaften
Prifung aller fiir und wider vorgebrachten Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine
hypothetisch denkbare andere Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der
Untersuchung mit den Methoden einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung
nicht zuganglich ist, dem Richter ein empirisch-historischer Beweis genligen. Im gedanklichen Bereich der Empirie
vermag daher eine héchste, ja auch eine (nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der
wahrscheinlichen Tatsache zu begriinden, (...)". Vergleiche dazu auch VwWGH vom 18.06.2014, Ra 2014/01/0032.

Basierend auf der standigen Rechtsprechung des VwGH bedarf es in einem Verfahren Uber einen Antrag auf
Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder
Gesundheitsschadigung" in einen Behindertenpass regelmalRig eines arztlichen Sachverstandigengutachtens, das die
Auswirkungen der Gesundheitsschadigung auf die Zumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel beurteilt,
sofern diese Frage nicht in einem unmittelbar zuvor durchgefihrten Verfahren gemall 8 14 Abs 2
Behinderteneinstellungsgesetz (BEinstG) im Rahmen der arztlichen Begutachtung ausreichend behandelt wurde oder
die Unzumutbarkeit aufgrund der Art der Gesundheitsschadigung auf der Hand liegt (vgl auch VwGH vom 01.03.2016,
Ro 2014/11/0024; VwGH vom 27.05.2014, Ro 2014/11/0030; YWGH vom 17. Juni 2013, 2010/11/0021 mit Verweis auf die
Erkenntnisse vom 23. Februar 2011, 2007/11/0142 und vom 23. Mai 2012, 2008/11/0128; vgl auch VwWGH vom
20.03.2001, 2000/11/0321).

Nach der standigen Judikatur des VWGH muss ein Sachverstandigengutachten einen Befund und das eigentliche
Gutachten im engeren Sinn enthalten. Der Befund ist die vom Sachverstandigen - wenn auch unter Zuhilfenahme
wissenschaftlicher Feststellungsmethoden - vorgenommene Tatsachenfeststellung. Die Schlussfolgerungen des
Sachverstandigen aus dem Befund, zu deren Gewinnung er seine besonderen Fachkenntnisse und Erfahrungen
benétigt, bilden das Gutachten im engeren Sinn. Eine sachverstindige AuRerung, die sich in der Abgabe eines Urteiles
(eines Gutachtens im engeren Sinn) erschopft, aber weder die Tatsachen, auf die sich dieses Urteil griindet, noch die
Art, wie diese Tatsachen ermittelt wurden, erkennen lasst, ist mit einem wesentlichen Mangel behaftet und als
Beweismittel unbrauchbar; die Behérde, die eine so geartete AuRerung ihrer Entscheidung zugrunde legt, wird ihrer
Pflicht zur Erhebung und Feststellung des maligeblichen Sachverhaltes (8 37 AVG) nicht gerecht (VWGH vom
17.02.2004, GZ 2002/06/0151).

Hat eine Partei grundlegende Bedenken gegen ein arztliches Gutachten, dann ist es nach Ansicht des VwWGH an ihr
gelegen, auf gleichem fachlichen Niveau diesem entgegenzutreten oder unter Anbietung von tauglichen Beweismitteln
darzutun, dass die Aussagen des arztlichen Sachverstandigen mit dem Stand der medizinischen Forschung und
Erkenntnis nicht vereinbar sind (VWWGH vom 20.10.1978, 1353/78).

Eine Partei kann ein Sachverstandigengutachten nur dann erfolgreich bekdmpfen, wenn sie unter praziser Darstellung
der gegen die Gutachten gerichteten sachlichen Einwande ausdrucklich erklart, dass sie die Einholung eines weiteren
Gutachtens bestimmter Fachrichtung zur vollstandigen Ermittlung des Sachverhaltes fur erforderlich halte und daher
einen Antrag auf Beiziehung eines weiteren Sachverstandigen stellt (VwGH vom 23.11.1978, GZ 0705/77).

Der VWGH flhrte aber in diesem Zusammenhang auch aus, dass keine Verletzung des Parteiengehors vorliegt, wenn
einem Antrag auf Einholung eines zusatzlichen Gutachtens nicht stattgegeben wird (VWGH vom 25.06.1987,
87/06/0017).


https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/45
https://www.jusline.at/entscheidung/352012
https://www.jusline.at/entscheidung/52131
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Ebenso kann die Partei Sachverstandigengutachten erfolgreich bekampfen, ohne diesem auf gleichem fachlichem
Niveau entgegentreten zu mussen, wenn es Widerspriche bzw. Ungereimtheiten im Gutachten aufzeigt (vgl. z. B.
VwGH vom 20.10.2008, GZ 2005/07/0108).

Unter dem Blickwinkel der Judikatur der Hochstgerichte, insbesondere der zitierten Entscheidungen, ist das eingeholte
Sachverstandigengutachten von Dr.in XXXX, Arztin fir Allgemeinmedizin, vom 11.11.2019, sowie auch die ergénzende
Stellungnahme von Dr. XXXX , FA fur Chirurgie, vom 27.7.2020 schlUssig, nachvollziehbar und weist keine Widersprtiche

auf.

Nach Wurdigung des erkennenden Gerichtes erfullt es auch die an ein drztliches Sachverstandigengutachten gestellten
Anforderungen.

Die getroffenen Einschatzungen, basierend auf den im Rahmen der personlichen Untersuchungen eingehend
erhobenen klinischen Befunden sowie den in Vorlage gebrachten Bescheinigungsmittel, entsprechen den

festgestellten Funktionseinschrankungen.
Die vorgelegten Beweismittel stehen nicht im Widerspruch zum Ergebnis des eingeholten Sachverstandigenbeweises.

Dem VwGH zufolge kommt es fir die Berechtigung der zusatzlichen Eintragung in den Behindertenpass hinsichtlich
der "Unzumutbarkeit der Benultzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschadigung"
entscheidend auf die Art und die Schwere der dauernden Gesundheitsschadigung und deren Auswirkungen auf die
Benutzung offentlicher Verkehrsmittel an, nicht aber auf andere Umstande, die die Benltzung o&ffentlicher
Verkehrsmittel erschweren (VWGH vom 22.10.2002, GZ 2001/11/0258).

Bei Beurteilung der Frage, ob eine Benutzung &ffentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschadigung
unzumutbar ist, war vor allem auch zu prifen, wie sich die bei der bP gegebene dauernde Gesundheitsschadigung auf
die Moglichkeit des Ein- und Aussteigens und die sichere Beférderung in einem offentlichen Verkehrsmittel unter
Berucksichtigung der beim Ublichen Betrieb dieser Verkehrsmittel gegebenen Bedingungen auswirkt (VWGH vom
22.10.2002, GZ 2001/11/0242).

Wie der VWGH in seinem am 19.12.2017, Ra 2017/11/0288-3 ergangenen Erkenntnis bestatigte, kann der tatsachlich
gegebenen Infrastruktur in diesem Sinne, bei der Beurteilung der Zumutbarkeit, aber nur im Hinblick auf die
entscheidende Beurteilung der Art und Schwere der dauernden Gesundheitsschadigungen, und deren Auswirkungen
auf die Benutzung offentlicher Verkehrsmittel Bedeutung zukommen, weil der VWGH im gegenstandlich zitierten
Erkenntnis - der hg. Judikatur folgend - wiederholend zum Ausdruck gebracht hat, dass es bei der Beurteilung der
Zumutbarkeit, ,nicht aber auf andere Umstande wie die Entfernung zwischen Wohnung und der nachsten Haltestelle
offentlicher Verkehrsmittel” ankommt (vgl. VwGH 27.05.2014, Ro 2014/11/0013, mwN).

Das im Verfahren vor der bB eingeholte medizinische Sachverstandigengutachten zum Grad der Behinderung bedarf
nach der Rsp des VwGH (vom 21.06.2017, Ra 2017/11/0040) einer ausreichenden, auf die vorgelegten Befunde
eingehenden und die Rahmensatze der Einschatzungsverordnung vergleichenden Begrindung.

Im angefuhrten Gutachten wurde von der Sachverstandigen auf die Art der Leiden und deren Ausmal3, sowie die
vorgelegten Befunde der bP ausflhrlich eingegangen. Insbesondere erfolgte die Auswahl und Begrindung weshalb
nicht eine andere Positionsnummer mit einem hdéheren Prozentsatz gewahlt wurde, schlissig und nachvollziehbar
(VWGH vom 04.12.2017, Ra 2017/11/0256-7).

Laut diesem Gutachten besteht eine Einzelniere, kinstliche Harnableitung nach Aufl3en, mittlerer Rahmensatz, da
haufig Nierenbeckenentziindungen bei unter normalen Bedingungen guter Versorgungsmoglichkeit, ohne
Abdichtungsprobleme. Angesichts der von der Sachverstandigen vorgenommenen Einschatzung mit der Pos.Nr.
08.01.03 mit einem Grad der Behinderung von 60 v.H. wurde bereits eine zu Gunsten des BF liegende Einschatzung
vorgenommen, zumal im konkreten Fall eine kinstliche Harnableitung nach aul3en bei guter Versorgungsmaoglichkeit
ohne Abdichtungsprobleme vorliegt. Ebenso plausibel und nachvollziehbar erfolgte die Einschatzung durch die
Sachverstandige betreffend der Missbildung des Darmes schweren Grades und mechanischer Darmentleerung mittels
Einldufen, wobei der untere Rahmensatz zur Anwendung kam, da keine Gedeih- und Entwicklungsstérungen vorliegen
(Pos.Nr. 07.04.09, 50 v.H.).

Auch die Rotationsskoliose der Wirbelsdule mit multiplen Halswirbeln mit Beinldngendifferenz bei
Funktionseinschrankungen mittleren Grades, oberer Rahmensatz, da anhaltende Beschwerden mit episodischer
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Verschlechterung (Pos. Nr. 02.01.02, 40 v.H.) und DAHS mit Teilleistungsschwache geringen Grades und oberem
Rahmensatz wegen der erschwerten Beschulbarkeit (Pos.Nr. 03.01.01, 20 v.H.) wurden zutreffend eingestuft.

Die Einschatzung wurde dem Grunde nach nicht bestritten.

Das eingeholte Sachverstandigengutachten steht mit den Erfahrungen des Lebens, der arztlichen Wissenschaft und
den Denkgesetzen nicht in Widerspruch.

In dem Gutachten wurden alle relevanten, von der bP beigebrachten Unterlagen bzw. Befunde berticksichtigt.

Die im Rahmen des Parteiengehdrs erhobenen Einwande waren nicht geeignet, die gutachterliche Beurteilung, wonach
die Benltzung offentlicher Verkehrsmittel zumutbar ist, zu entkraften. Neue facharztliche Aspekte wurden nicht
vorgebracht.

Wenn in der Beschwerdeschrift und auch in der Stellungnahme die massiv erhdhte Gefahr einer immer wieder
auftretenden Infektion des Harnwegbereiches samt Blase ins Treffen gefihrt wird, da durch erhohte
Menschenansammlungen die Sauberkeit nicht garantiert werden kdnne, so war festzustellen, dass dies nicht zu einer
Gewahrung der Vornahme der beantragten Zusatzeintragung fUhren kann. Der erganzenden sachverstandigen
Stellungnahme, dass auch in einem 6ffentlichen Verkehrsmittel HygienemaRnahmen eingehalten werden kdnnen bzw.
weshalb ein Behindertenparkplatz zur Selbstkatheterisierung notwendig sei und dies aus medizinischer Sicht nicht
nachvollzogen werden kann bzw. dass eine Katheterisierung vor Antritt der Fahrt mit einem offentlichen
Verkehrsmittel moglich ist, war Folge zu geben.

Auch war den Vorbringen und vorgelegten Beweismitteln kein Anhaltspunkt zu entnehmen, die Tauglichkeit der
befassten Sachverstandigen oder deren Beurteilung bzw. Feststellungen in Zweifel zu ziehen.

Die von der bP eingebrachte Stellungnahme bzw. die Beschwerde enthalt kein substanzielles Vorbringen, welches die
Einholung eines weiteren Gutachtens erfordern wirde und mangelt es dieser dartiber hinaus an einer ausreichenden
Begrindung fur die behauptete Rechtswidrigkeit des bekdampften Bescheides (VwGH vom 27.05.2014, Ro
2014/11/0030-5).

Es lag daher kein Grund vor, von den schlissigen, widerspruchsfreien und nachvollziehbaren Ausfiihrungen der
Sachverstandigen abzugehen.

Das Sachverstandigengutachten, die erganzende Stellungnahme und die Stellungnahme bzw. die Beschwerdeschrift
wurden im oben beschriebenen Umfang in freier Beweiswurdigung der Entscheidung des Gerichtes zu Grunde gelegt.

Gemall diesem Gutachten liegen in Zusammenschau mit der sachverstandigen Stellungnahme folglich die
Voraussetzungen flr die Zusatzeintragung nicht vor.

Soweit seitens der bB das Parteiengehor verletzt wurde (durch Nichtvorhalten der erganzenden sachverstandigen
Stellungnahme), ist festzuhalten, dass die Verletzung des Parteiengehotrs in diesem Einzelfall - bei ansonsten
ordnungsgemallem Ermittlungsverfahren - durch die Mdéglichkeit der Einbringung der Beschwerde (allenfalls nach
Akteneinsicht) in diesem konkreten Fall als saniert anzusehen ist (vgl fur viele: VwWGH vom 11.09.2003, 99/07/0062;
VwGH vom 27.02.2003, 2000/18/0040; VWGH vom 26.02.2002,98/21/0299). Es ist jedoch auch festzuhalten, dass durch
diese Feststellung die bB nicht generell vom ihrer Obliegenheit das Parteiengehér zu wahren, entbunden wird.

3.0. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Entscheidungsrelevante Rechtsgrundlagen:

- Bundesverfassungsgesetz B-VG, BGBI. Nr. 1/1930 idgF

- Bundesbehindertengesetz BBG, BGBI. Nr. 283/1990 idgF

- Verordnung des Bundesministers flr Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz Uber die Ausstellung von
Behindertenpassen und von Parkausweisen, BGBI. Il Nr. 495/2013idgF

- Einschatzungsverordnung, BGBI. Il Nr. 261/2010idgF
- Bundesverwaltungsgerichtsgesetz BYwGG, BGBI. | Nr. 10/2013 idgF

- Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz VwWGVG, BGBI. | Nr. 33/2013 idgF
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- Verwaltungsgerichtshofgesetz VwGG, BGBI. Nr. 10/1985 idgF

Nachfolgende Bestimmungen beziehen sich auf die im Pkt. 3.1. angeflhrten Rechtsgrundlagen in der jeweils geltenden
Fassung.

3.2. Gemal’ Art. 130 Abs 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Gber Beschwerden
1. gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit; ...

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gemal} § 45 Abs. 1 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem
Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen einzubringen.

Gemal § 45 Abs. 2 BBG ist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemal Abs 1 nicht stattgegeben
oder der Pass eingezogen wird.

GemalR8& 45 Abs. 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.

GemaR § 45 Abs. 4 BBG hat bei Senatsentscheidungen in Verfahren gemal3 Abs 3 eine Vertreterin oder ein Vertreter
der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin oder fachkundiger
Laienrichter mitzuwirken. Die fachkundigen Laienrichterinnen oder Laienrichter (Ersatzmitglieder) haben fir die
jeweiligen Agenden die erforderliche Qualifikation (insbesondere Fachkunde im Bereich des Sozialrechts) aufzuweisen.

Gemal 8 45 Abs. 5 BBG entsendet die im § 10 Abs. 1 Z 6 des BBG genannte Vereinigung die Vertreterin oder den
Vertreter der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung. Hinsichtlich der Aufteilung des
Nominierungsrechtes auf gleichartige Vereinigungen ist 8 10 Abs 2 des BBG anzuwenden. Fir jede Vertreterin und
jeden Vertreter ist jeweils auch die erforderliche Anzahl von Ersatzmitgliedern zu entsenden.

In Anwendung des Art. 130 Abs 1 Z 1 B-VG iVm8$ 45 Abs 3 BBG wird die Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes
in der zugrundeliegenden Beschwerdeangelegenheit begrindet und fallt die Entscheidung der gegenstandlichen
Rechtssache jenem Richtersenat zu, der unter Berlcksichtigung der zitierten Bestimmungen in der Geschaftsverteilung
des Bundesverwaltungsgerichtes daflr vorgesehen ist. Der erkennende Senat ist daher in diesem

Beschwerdeverfahren zustandig.

3.3. GemalR§ 17 VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

GemaR 8 45 Abs. 3 AVG des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG),BGBI. Nr. 51/1991, ist den

Parteien Gelegenheit zu geben, vom Ergebnis der Beweisaufnahme Kenntnis und dazu Stellung zu nehmen.

Der Mangel des Parteiengehdrs wird im Beschwerdeverfahren durch die mit der Beschwerde gegebene Moglichkeit
der Stellungnahme zu einem Beweismittel saniert (vgl. VWGH vom 27.02.2003, 2000/18/0040; VWGH vom 24.11.1995,
95/17/0009 mit Hinweis auf E 30.9.1958, 338/56).

Eine im erstinstanzlichen Verfahren unterlaufene Verletzung des Parteiengehdrs wird jedenfalls dadurch saniert, dass
die Partei die Moglichkeit hat, in ihrer Berufung und sodann im Zuge des Berufungsverfahrens ihren Rechtsstandpunkt
darzulegen und sohin an der Feststellung des maf3geblichen Sachverhaltes mitzuwirken (VWGH vom 28.05.1993,
92/17/0248 mit Hinweis auf E vom 20.11.1967, 0907/67).

Wenn der Beschwerdefuhrer Gelegenheit gehabt hat, zum Ergebnis des Ermittlungsverfahrens in der Berufung gegen
den erstinstanzlichen Bescheid Stellung zu nehmen, und davon auch Gebrauch gemacht hat, so ist eine allfdllige
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Verletzung des Parteiengehdrs durch die erste Instanz damit als saniert anzusehen (VWGH vom 11.09.2003,
99/07/0062; VwGH vom 26.02.2002,98/21/0299).

Seit Einfuhrung der Neuerungsbeschrankung mit 01.07.2015, BGBI. Nr. 57/2015, welche konkret in8 46 BBG geregelt
ist, wurde vom Gesetzgeber ein Beschwerdevorbringungsregulativ geschaffen. Ziel und Zweck der Novelle des
Behindertenrechtes ist u.a. die grundsatzliche Beschleunigung des erstinstanzlichen Verfahrens. Unter Heranziehung
der finalen Programmierung der Norm versteht man unter ,neuen Tatsachen” jene Zustdnde der Gesundheit, welche
zum Zeitpunkt des erstinstanzlichen Verfahrens nicht bekannt waren bzw. sein mussten. Werden nunmehr im
Beschwerdeverfahren vor dem BVwG von der bP ,neue Tatsachen” vorgebracht, so sind diese in der
Entscheidungsfindung des Gerichtes nicht zu berucksichtigen. Nach Ansicht des Gerichtes unterliegen nicht dem
Neuerungsverbot jene Beeintrachtigungen, Schadigungen und dergleichen, welche nach gegenwartigem Stand der
Medizin als bekannte Folgen der Grunderkrankungen zu qualifizieren sind. Die Neuerungsbeschréankung entfaltet ihre
Rechtswirkung mit dem Einbringen der Beschwerde bei Gericht.

Die neu geschaffene Bestimmung des § 46 3. Satz hat zur Folge, dass der bP bei Verletzung des Parteiengehors durch
die bB jedwede Mdglichkeit eines Vorbringens, insbesondere zu den eingeholten Sachverstandigengutachten,
genommen wird. In Verbindung mit der Neuerungsbeschrankung wird dadurch die Stellung der bP im
Rechtsmittelverfahren derart eingeschrankt, dass dadurch kein faires Verfahren nach den Grundprinzipien eines
Rechtsstaates gewahrleistet ist. Beispielsweise wird dies der Fall sein, wenn eine medizinisch relevante Tatsache von
der bP zwar vorgebracht wurde, aber keinerlei Bericksichtigung im erstinstanzlichen Ermittlungsverfahren gefunden
hat. Bedingt durch das Beschwerdevorbringungsregulativ. kann seitens des Gerichtes im Zuge des
Beschwerdeverfahrens dieser Umstand, je nach konkretem Sachverhalt, nicht bertcksichtigt werden.

Die Nichtvornahme eines Parteiengehors wird in aller Regel zur Aufhebung des erstinstanzlichen Bescheides fuhren,
auBer wenn die Gewadhrleistung der Parteienrechte keinen umfassenderen, entscheidungsrelevanten Sachverhalt
ergeben hatte.

Aufgrund der obigen Ausfiihrungen deckt sich die Ansicht des BVwG grundsatzlich mit der Rechtsprechung des VwGH
betreffend mangelhaftes Parteiengehdr. Wie eingangs ausgefuhrt, sieht der VWGH das Parteiengehdr nicht verletzt,
wenn die bP im Berufungsverfahren die rechtliche Moglichkeit besitzt, Stellung zu nehmen. Unter dem Aspekt der mit
01.07.2015 in Kraft getretenen Neuerungsbeschrankung ist dies aber nicht mehr gewahrleistet.

Im gegenstandlichen Fall wurde der bP die erganzende Stellungnahme des Sachverstandigen Dr.XXXX nicht zur
Kenntnis gebracht. Damit wurde das Recht auf Parteiengehdr verletzt und der bP in Verbindung mit der
Neuerungsbeschrankung (im Beschwerdeverfahren vor dem BVwG vorgebrachte ,neue Tatsachen” sind nicht zu
berlcksichtigen) jedwede Moglichkeit eines Vorbringens genommen, was in aller Regel zur Aufhebung des
erstinstanzlichen Bescheides fuhrt. Da die bP aber im Zuge der Einbringung der Beschwerde keine neuen Beweismittel
vorgebracht bzw. ein substantiiertes Vorbringen erstattet hat, hatte hier die Gewahrleistung der Parteienrechte keinen
umfassenderen entscheidungsrelevanten Sachverhalt ergeben. Schlussfolgernd fihrte hier die Moglichkeit, im
Beschwerdeverfahren zu obigem Gutachten Stellung zu nehmen, zur Sanierung der Verletzung des Parteiengehdrs.

Gemal § 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (8 9 Abs 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der
Erklarung Gber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs 3) zu Uberprifen.

Gemal § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

GemaR § 28 Abs 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der malfigebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des mafgeblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.

Bezugnehmend auf die zitierten Bestimmungen waren die unter Pkt. 3.1. im Generellen und die unter Pkt. 3.2 ff im
Speziellen angefiihrten Rechtsgrundlagen fir dieses Verfahren in Anwendung zu bringen.

3.4. GemaR & 1 Abs 1 BBG soll Behinderten und von konkreter Behinderung bedrohten Menschen durch die in diesem
Bundesgesetz vorgesehenen MaRnahmen die bestmdgliche Teilnahme am gesellschaftlichen Leben gesichert werden.
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GemalRR8 1 Abs 2 BBG ist unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes die Auswirkung einer nicht nur
vorubergehenden korperlichen, geistigen oder psychischen

Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am
Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich
sechs Monaten.

Gemal § 40 Abs 1 BBG ist behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland und einem
Grad der Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% auf Antrag vom Bundesamt fur
Soziales und Behindertenwesen (§ 45) ein Behindertenpass auszustellen, wenn

1. ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfahigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch
Bescheid oder Urteil festgestellt ist oder

2. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invaliditat, Berufsunfahigkeit, Dienstunfahigkeit oder dauernder
Erwerbsunfédhigkeit Geldleistungen beziehen oder

3. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder eine gleichartige
Leistung erhalten oder

4. fir sie erhdhte Familienbeihilfe bezogen wird oder sie selbst erhéhte Familienbeihilfe beziehen oder

5. sie dem Personenkreis der begtinstigten Behinderten im Sinne des Behinderteneinstellungsgesetzes,BGBI. Nr.
22/1970, angehdren.

Gemal 8 40 Abs 2 BBG ist behinderten Menschen, die nicht dem im Abs 1 angeflihrten Personenkreis angehdren, ein
Behindertenpass auszustellen, wenn und insoweit das Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen auf Grund von
Vereinbarungen des Bundes mit dem jeweiligen Land oder auf Grund anderer Rechtsvorschriften hiezu ermachtigt ist.

GemalR 8 41 Abs 1 BBG gilt als Nachweis fur das Vorliegen der im 8 40 genannten Voraussetzungen der letzte
rechtskraftige Bescheid eines Rehabilitationstragers (8 3), ein rechtskraftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits-
und Sozialgerichtsgesetz, BGBI. Nr. 104/1985, ein rechtskraftiges Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes oder die
Mitteilung Uber die Gewahrung der erhéhten Familienbeihilfe gemal} § 8 Abs 5 des Familienlastenausgleichsgesetzes
1967, BGBI. Nr. 376.

Das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung (BGBI. Il Nr. 261/2010) unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen einzuschatzen,

wenn

1. nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und die hieflr

mallgebenden Vorschriften keine Einschatzung vorsehen oder

2. zwei oder mehr Einschatzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine Gesamteinschatzung

vorgenommen wurde oder
3. ein Fall des § 40 Abs 2 vorliegt.

Gemal 8 41 Abs 2 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung ohne Durchflhrung eines Ermittlungsverfahrens zurlckzuweisen,
wenn seit der letzten rechtskraftigen Entscheidung noch kein Jahr vergangen ist. Dies gilt nicht, wenn eine

offenkundige Anderung einer Funktionsbeeintrachtigung glaubhaft geltend gemacht wird.

GemalR8 42 Abs 1 BBG hat der Behindertenpass den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das
Geburtsdatum, eine allfallige Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung
der Erwerbsfahigkeit zu enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem
Nachweis von Rechten und Vergtinstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zuldssig. Die

Eintragung ist vom Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen.

GemiaR§ 42 Abs 2 BBG ist der Behindertenpass unbefristet auszustellen, wenn keine Anderung in den

Voraussetzungen zu erwarten ist.
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GemaR § 43 Abs 1 BBG hat das Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen, sofern Anderungen eintreten, durch
die behdérdliche Eintragungen im Behindertenpass berlhrt werden, erforderlichenfalls einen neuen Behindertenpass
auszustellen. Bei Wegfall der Voraussetzungen ist der Behindertenpass einzuziehen.

GemalR§ 43 Abs 2 BBG ist der Besitzer des Behindertenpasses verpflichtet, dem Bundesamt fur Soziales und
Behindertenwesen binnen vier Wochen jede Anderung anzuzeigen, durch die behérdliche Eintragungen im
Behindertenpass berthrt werden, und Uber Aufforderung dem Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen den

Behindertenpass vorzulegen.

GemaR § 45 Abs 1 BBG sind Antrdge auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem

Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen einzubringen.

Gemal 8 45 Abs 2 BBGist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemal3 Abs 1 nicht stattgegeben, das
Verfahren eingestellt (841 Abs 3) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt

Bescheidcharakter zu.

GemalR 8 47 BBG ist der Bundesminister flr Arbeit und Soziales ermdachtigt, mit Verordnung die naheren
Bestimmungen Uber den nach § 40 auszustellenden Behindertenpass und damit verbundene Berechtigungen

festzusetzen.

Gemald § 1 der Einschatzungsverordnung ist unter Behinderung die Auswirkung einer nicht nur voribergehenden
korperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu
verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft, insbesondere am allgemeinen Erwerbsleben, zu

erschweren. Als nicht nur vortibergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.

Gemall § 2 Abs 1 leg cit sind die Auswirkungen der Funktionsbeeintrachtigungen als Grad der Behinderung zu
beurteilen. Der Grad der Behinderung wird nach Art und Schwere der Funktionsbeeintrachtigung in festen Satzen oder
Rahmensatzen in der Anlage der Einschatzungsverordnung festgelegt. Die Anlage bildet einen Bestandteil dieser

Verordnung.

Gemal} 8 2 Abs 2 leg cit ist bei Auswirkungen von Funktionsbeeintrachtigungen, die nicht in der Anlage angefuhrt sind,

der Grad der Behinderung in Analogie zu vergleichbaren Funktionsbeeintrachtigungen festzulegen.

Gemal} § 2 Abs 3 leg cit ist der Grad der Behinderung nach durch zehn teilbaren Hundertsatzen festzustellen. Ein um
fanf geringerer Grad der Behinderung wird von ihnen mit umfasst. Das Ergebnis der Einschatzung innerhalb eines

Rahmensatzes ist zu begrinden.

Gemal? 8 3 Abs 1 leg cit ist eine Einschatzung des Gesamtgrades der Behinderung dann vorzunehmen, wenn mehrere
Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen. Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung sind die einzelnen
Werte der Funktionsbeeintrachtigungen nicht zu addieren. MaRgebend sind die Auswirkungen der einzelnen
Funktionsbeeintrachtigungen in ihrer Gesamtheit unter Berlcksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen

zueinander.

Gemall § 3 Abs 2 leg cit ist bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung zunachst von jener
Funktionsbeeintrachtigung auszugehen, fur die der héchste Wert festgestellt wurde. In der Folge ist zu prifen, ob und
inwieweit dieser durch die weiteren Funktionsbeeintrachtigungen erhéht wird. Gesundheitsschadigungen mit einem
Ausmald von weniger als 20 vH sind auller Betracht zu lassen, sofern eine solche Gesundheitsschadigung im
Zusammenwirken mit einer anderen Gesundheitsschadigung keine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung verursacht.

Bei Uberschneidungen von Funktionsbeeintréchtigungen ist grundsatzlich vom héheren Grad der Behinderung
auszugehen.

Gemal? 8 3 Abs 3 leg cit liegt eine wechselseitige Beeinflussung der Funktionsbeeintrachtigungen, die geeignet ist, eine
Erhéhung des Grades der Behinderung zu bewirken, vor, wenn

- sich eine Funktionsbeeintrachtigung auf eine andere besonders nachteilig auswirkt,

- zwei oder mehrere Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen, die gemeinsam zu einer wesentlichen
Funktionsbeeintrachtigung fuhren.
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Gemald § 3 Abs 4 leg cit ist eine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung dann gegeben, wenn das Gesamtbild der
Behinderung eine andere Beurteilung gerechtfertigt erscheinen lasst, als die einzelnen Funktionsbeeintrachtigungen

alleine.

Gemal’ 8 4 Abs 1 leg cit bildet die Grundlage fur die Einschatzung des Grades der Behinderung die Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen im kdrperlichen, geistigen, psychischen Bereich oder in der Sinneswahrnehmung in Form
eines arztlichen Sachverstandigengutachtens. Erforderlichenfalls sind Experten aus anderen Fachbereichen -
beispielsweise Psychologen - zur ganzheitlichen Beurteilung heran zu ziehen.

Gemal? § 4 Abs 2 leg cit hat das Gutachten neben den persdnlichen Daten die Anamnese, den Untersuchungsbefund,
die Diagnosen, die Einschatzung des Grades der Behinderung, eine Begriindung fiir die Einschatzung des Grades der
Behinderung innerhalb eines Rahmensatzes sowie die Erstellung des Gesamtgrades der Behinderung und dessen

Begrindung zu enthalten.

Nach der standigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes hat die Gesamtbeurteilung mehrerer Leidenszustande
nicht im Wege einer Addition der aus den Richtsatzpositionen sich ergebenden Hundertsatze der Minderung der
Erwerbsfahigkeit zu erfolgen, sondern nach den Grundsatzen des § 3 der genannten Richtsatzverordnung. Nach dieser
Bestimmung ist dann, wenn mehrere Leiden zusammentreffen, bei der Einschatzung der Minderung der
Erwerbsfahigkeit zundchst von der Gesundheitsschadigung auszugehen, die die hochste Minderung der
Erwerbsfahigkeit verursacht. Sodann ist zu prifen, ob und inwieweit der durch die Gesamteinschatzung zu erfassende
Leidenszustand infolge des Zusammenwirkens aller zu bertcksichtigenden Gesundheitsschadigungen eine hdhere
Einschatzung der Minderung der Erwerbsfahigkeit rechtfertigt, wobei im Falle der Beurteilung nach dem BEinstG
gemal § 27 Abs 1 dieses Gesetzes Gesundheitsschadigungen mit einem Ausmald von weniger als 20 v H. aulRer
Betracht zu lassen sind, sofern eine solche Gesundheitsschadigung im Zusammenwirken mit einer anderen
Gesundheitsschadigung keine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung verursacht (u.a. VwGH vom 24.09.2003,
2003/11/0032; VWGH vom 21.08.2014, Ro 2014/11/0023-7).

Wie der VfGH in seinem Beschluss vom 24.09.2018, E 2304/2018, festgestellt hat, ist es nicht in gesetzwidriger Weise
unsachlich, wenn der Verordnungsgeber flr die Bewertung des Gesamtgrades der Behinderung - statt einer Addition
der einzelnen Beeintrachtigungen - auf die Auswirkungen der einzelnen Funktionsbeeintrachtigungen in ihrer
Gesamtheit unter Berlcksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen zueinander abstellt. Durch die
Berucksichtigung der Wechselwirkungen wird sichergestellt, dass die Auswirkungen der Beeintrachtigungen jedenfalls
in ihrer Gesamtheit beurteilt werden, unabhdngig davon, ob sich die Behinderung aus einer oder mehreren
Beeintrachtigungen zusammensetzt.

Weiters wird in dem Gutachten auch festgestellt, dass die Behinderung iSd8 1 Abs 2 BBG mehr als 6 Monate gegeben

sein wird.
Das erstellte Gutachten erfiillt auch die im § 4 Einschatzungsverordnung normierten Voraussetzungen.

Der VWGH flhrte in seinem Erkenntnis Ra 2017/11/0040 vom 21.06.2017 sinngemald aus, dass sich der
Sachverstandige in seinem Gutachten ausreichend mit den vorgelegten Befunden auseinanderzusetzen hat, und das
Gutachten eine eingehende die Rahmensatze vergleichende Begrindung fir die gewahlte Positionsnummer zu
enthalten hat.

Bei Fehlen einer ausreichenden Begrindung hatte das BVwG gegebenenfalls, ergdnzende Ermittlungen oder eine
mundliche Verhandlung durchzufthren (vgl. VWGH Ra 2015/11/0036 vom 08.07.2015, vgl. VWGH vom 04.12.2017, Ra
2017/11/0256-7).

Nach § 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (8 9 Abs 1 Z 3
und 4 - also die Griinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stltzt und das Begehren) zu Uberpriifen, ist
also daran gebunden. Die bP erachtete in ihrer Beschwerde die Voraussetzungen fir die Zusatzeintragung der
L<Unzumutbarkeit der Benttzung von &ffentlichen Verkehrsmittel” als gegeben.

Die Prufung, ob die Zusatzeintragung ,Unzumutbarkeit der Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder
Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung” vorzunehmen ist, hat entlang der Kriterien der Verordnung des
Bundesministers flr Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz Gber die Ausstellung von Behindertenpassen und von
Parkausweisen, BGBI Il Nr 495/2013, zu erfolgen, konkret: ob bei der bP
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- erhebliche Einschréankungen der Funktionen der unteren Extremitaten oder

- erhebliche Einschrankungen der kérperlichen Belastbarkeit oder

- erhebliche Einschrankungen psychischer, neurologischer oder intellektueller Fahigkeiten, Funktionen oder
- eine schwere anhaltende Erkrankung des Immunsystems oder

- eine hochgradige Sehbehinderung, Blindheit

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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